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Kleine Anfrage 
 
des Abgeordneten Dr. Heiner Garg (FDP) 
 
und 
 

Antwort 
 
der Landesregierung – Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend 
und Senioren  
 

Kinder und Jugendliche in Pflegemaßnahmen 
 

 
Vorbemerkung der Landesregierung: 
Das Achte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VIII) - Kinder- und Jugendhilfe 
verweist in § 85 Abs. 1 die Gewährung von Leistungen und die Erfüllung anderer 
Aufgaben nach diesem Buch in die sachliche Zuständigkeit der örtlichen Träger 
der Jugendhilfe, soweit nicht der überörtliche Träger (Land) zuständig ist. Örtliche 
Träger sind die Kreise und kreisfreien Städte und die Stadt Norderstedt. Diese 
haben für die Erfüllung ihrer Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe nach § 79 
Abs. 1 SGB VIII die Gesamtverantwortung. 
Der Landesgesetzgeber hat diese Regelung in § 47 Abs. 2 Satz 1 und § 55 Abs. 
3 Satz 1 des Jugendförderungsgesetzes aufgenommen. Danach führen die örtli-
chen Jugendhilfeträger ihre Aufgaben in eigener Verantwortung durch. 
 
Zu dieser Aufgabenwahrnehmung gehört auch der dieser Anfrage zugrunde lie-
gende Bereich der erzieherischen Hilfen. Die Formen der möglichen Hilfeleistun-
gen werden im SGB VIII beispielhaft aufgeführt, daneben sind auch andere For-
men der Erziehungshilfen denkbar.  
Auf die Verwendung des Begriffs „Pflegemaßnahmen“ wird verzichtet, weil dieser 
eher mit dem SGB IX (Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen) bzw. 
SGB XI (Soziale Pflegeversicherung) in Verbindung gebracht wird und von daher 
hier zu Missverständnissen führen könnte. 

  
 

1. Wie viele Kinder und Jugendliche sind seit 2003 außerhalb des Elternhauses 
betreut worden?  
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Bitte jeweils pro Jahr aufschlüsseln 
 

a. nach Betreuungsart (Tagesgruppe, Pflegefamilie, Wohngemeinschaft, 
eigene Wohnung, Einzelbetreuung und Heimunterbringung); 

b. nach Kreisen und kreisfreien Städten; 
c. nach Altersgruppe der zu Betreuenden. 

 
 

Antwort: 
Die erbetenen Zahlen ergeben sich aus den anliegenden Tabellen 1 bis 6, die 
auf der Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen des SGB VIII vom Statisti-
schen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein erstellt wurden.   
Die Daten für das Jahr 2006 liegen noch nicht vor. 

 
 

2. Wie beurteilt die Landesregierung den Erfolg der einzelnen Betreuungsarten? 
(Bitte nach Tagesgruppe, Pflegefamilie, Wohngemeinschaft, eigene Wohnung, 
Einzelbetreuung und Heimunterbringung). 

 
Antwort: 
Die Hilfegewährung und deren Durchführung gehört ausschließlich zum Auf-
gabenbereich der örtlichen Jugendämter (s. Vorbemerkung). Welche Hilfeart 
im einzelnen Fall gewählt wird, entscheiden die Fachkräfte des Jugendamtes 
unter Beteiligung der Sorgeberechtigten und des Kindes oder Jugendlichen 
nach dessen Bedarfslage.  
Da sich die Inanspruchnahme der einzelnen Hilfeformen nach dem  
erzieherichen Bedarf im Einzelfall ausrichtet, können keine Wertigkeiten bzw. 
Erfolgsmessungen der einzelnen Betreuungsarten vorgenommen werden. 

 
 
3. Wie viele Kinder und Jugendliche werden seit 2003 von Seiten der Jugendäm-

ter in elterlicher Obhut betreut? 
 
Bitte jeweils pro Jahr aufschlüsseln 
 

a. nach Kreisen und kreisfreien Städten; 
b. nach Altersgruppe der zu Betreuenden. 

 
Wie viele Kinder und Jugendliche aus Hamburg sind derzeit in Schleswig-
Holstein untergebracht? 
 
Bitte aufschlüsseln 
 

c. nach Betreuungsart (Tagesgruppe, Pflegefamilie, Wohngemeinschaft, 
eigene Wohnung, Einzelbetreuung und Heimunterbringung); 

d. nach Kreisen und kreisfreien Städten; 
e. nach Altersgruppe der zu Betreuenden. 

 
 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 16. Wahlperiode Drucksache 16/1319
 

3 

Antwort: 
Zahlen zu der Sozialpädagogischen Familienhilfe („Betreuung in elterlicher 
Obhut“) ergeben sich aus den anliegenden Tabellen 7 bis 12 des Statistischen 
Amtes für Hamburg und Schleswig-Holstein. 

 
Zur Frage, wie viele Kinder und Jugendliche aus Hamburg derzeit in Schles-
wig-Holstein untergebracht sind, können keine Angaben gemacht werden, weil 
keine entsprechenden Meldepflichten im Jugendhilferecht bestehen und daher 
die Daten nicht vorliegen.  

 
 

4. Aufgrund welcher Rechtsgrundlage werden Kinder und Jugendliche aus ande-
ren Bundesländern in Schleswig-Holstein untergebracht und welche Behörde 
ist dann für die Einweisung, die Unterbringung und die Überwachung der Un-
tergebrachten als Aufsichtsbehörde originär zuständig? 

 
 

Antwort: 
Rechtsgrundlage für die Gewährung und Durchführung einer Hilfe zur Erzie-
hung sind die §§ 27 ff. SGB VIII. 
Für die Hilfegewährung und deren Durchführung im Einzelfall ist grundsätzlich 
das Jugendamt zuständig, in dessen Bereich die Eltern wohnen. Ein anderes 
Jugendamt wird nur zuständig, wenn die Eltern in dessen Bereich umziehen. 
Das zuständige Jugendamt trägt die Unterbringungskosten und bleibt auch 
sonst für den Fall allein verantwortlich (z.B. Erstellung und Überprüfung des 
Hilfeplans nach § 36 SGB VIII, Überprüfung der vereinbarten Leistungen).   
Der Ort, an dem das Kind oder der Jugendliche untergebracht ist, ist für die 
Frage der Zuständigkeit grundsätzlich unerheblich.  

 
 

5. Wie, in welchem Umfang und von wem werden Jugendhilfeeinrichtungen und 
Betreuungsmaßnahmen kontrolliert  

a. bei Unterbringung außerhalb des Elternhauses? 
b. bei Betreuung in elterlicher Obhut? 
c. bei Überweisung von Kindern und Jugendlichen aus anderen Bundes-

ländern? 
 

Antwort: 
Bei der Hilfe zur Erziehung außerhalb des Elternhauses werden die Leistun-
gen in einem Hilfeplan (§ 36 SGB VIII) im Zusammenwirken mehrerer Fach-
kräfte und unter Beteiligung der Personensorgeberechtigten und des Kindes 
oder Jugendlichen festgelegt. Der Hilfeplan enthält Feststellungen über den 
Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen. 
Der Hilfeplan soll regelmäßig (in der Praxis im Regelfall alle sechs Monate) 
daraufhin überprüft werden, ob die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet und 
notwendig ist. Für die Erstellung und Fortschreibung des Hilfeplans ist das zu-
ständige Jugendamt verantwortlich, unabhängig von der Form der Unterbrin-
gung und dem Ort der Hilfedurchführung.  
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Unberührt hiervon nimmt ohne direkten Bezug auf den Einzelfall der über- 
örtliche Träger der Jugendhilfe die Aufgaben zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen in Einrichtungen wahr. Die Überprüfung einer Einrichtung richtet 
sich nach § 46 SGB VIII. Inhalt der Prüfung ist, ob die Betreuung der Kinder 
und Jugendlichen in Einrichtungen durch geeignete Kräfte gesichert und das 
Wohl der betreuten Minderjährigen in sonstiger Weise gewährleistet ist (§ 45 
SGB VIII). Dabei bestehen keine Prüf- und Einwirkungsbefugnisse für bzw. auf 
die Hilfepläne und die Durchführung der Hilfe zur Erziehung der untergebrach-
ten Kinder und Jugendlichen; diese obliegen allein dem zuständigen Jugend-
amt. Die Aufsicht des Landesjugendamtes bezieht sich ausschließlich auf den 
Träger der Einrichtung. 

 
 

6. Wie und in welchem Umfang werden Hilfegewährungen und Leistungen do-
kumentiert? 

 
Antwort: 
Dokumentationen über Hilfegewährungen und die im Einzelnen zu erbringen-
den Leistungen gehören zum Aufgabenbereich der Jugendämter. Inhalt und 
Umfang der Dokumentationen hängen von den Umständen des Einzelfalles ab 
und richten sich nach den örtlichen Verwaltungsvorgaben. 

 
 

7. Wie und in welchem Umfang werden Sozialarbeiter und Betreuer bei Ihrer Tä-
tigkeit unterstützt? 

 
 

Antwort: 
Über konkrete Unterstützungsleistungen entscheiden im Einzelnen die Anstel-
lungs-träger auf der örtlichen Ebene. Allgemein lässt sich sagen, dass den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ermöglicht wird, in Teamsitzungen zu Prob-
lemlösungen zu kommen, an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen teilzuneh-
men und Supervision zu erhalten. 

 
 

8. Wie viele Kinder und Jugendlichen werden von einem Sozialarbeiter betreut 
(Betreuungsschlüssel)?  

a. Ist ein fester Betreuungsschlüssel normiert? Wenn ja, in welcher Vor-
schrift? 

b. Wenn ein fester Betreuungsschlüssel nicht normiert sein sollte – bitte 
die Betreuungsrelation Kind/Sozialarbeiter nach den zuständigen 
Kommunen aufschlüsseln. 

 
 

Antwort: 
Den Kommunen ist ein fester Betreuungsschlüssel gesetzlich nicht vorgege-
ben. Sie entscheiden hierüber als Selbstverwaltungsorgane in eigener Zu-
ständigkeit und Verantwortung.  
Die Betreuungsrelation Kind/Sozialarbeiter in den Kommunen kann nur durch 
eine Umfrage bei den Kreisen und kreisfreien Städten in Erfahrung gebracht 
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werden. Die Abfrage ist innerhalb der für die Beantwortung einer Kleinen An-
frage gesetzten Frist nicht durchführbar. 

 
 

9. Wie und in welcher Form kann bei Zweifeln um die Sorgerechtsfähigkeit der 
Eltern diese überprüft werden? 

 
 

Antwort: 
Eine Überprüfung elterlichen Verhaltens findet aus bestimmten Anlässen statt, 
z. B. weil eine Meldung mit dem Inhalt des Verdachts auf Kindesvernachlässi-
gung, Kindesmisshandlung oder Kindesmissbrauch vorliegt oder das Jugend-
amt im familien-gerichtlichen Verfahren nach § 1666 BGB (gerichtliche Maß-
nahmen bei Gefährdung des Kindeswohls) eingeschaltet ist. Je nach dem Er-
fordernis im Einzelfall werden unter Wahrung der Datenschutzregelungen bei-
spielsweise folgende Vorgehensweisen zur Überprüfung eingesetzt: Gespräch 
mit den Eltern, Befragung der betroffenen Kinder bzw. Jugendlichen (ggf. auch 
von speziellen Diensten wie z. B. Kinder- und Jugendpsychologischer Dienst, 
Kinderschutzzentrum), Durchführung von Hausbesuchen, Erkundigungen bei 
Dritten (z. B. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Kindertageseinrichtungen, 
Lehrerinnen und Lehrer), ggf. medizinische Untersuchungen.    

 
Suchen Eltern selbst um Hilfe und Unterstützung zur Ausübung ihrer elter- 
lichen Sorge nach, werden ihnen im allgemeinen durch Beratungsgespräche, 
auch in der elterlichen Wohnung, Hilfeangebote unterbreitet. Über die notwen-
dige und geeignete Hilfe wird im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte unter 
Beteiligung der Sorgeberechtigten und des Kindes oder der/ des Jugendlichen 
entschieden.  
























